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Nahost-Experte Hamzawy: "Von US-Druck auf Israel kann keine Rede sein" 

Man muss die aktuelle US-Außenpolitik so sehen, wie sie Präsident Trump 

begreift, findet Amr Hamzawy: als "Fördermittel amerikanischer Interessen" 

 

Interview 

Flora Mory, 18. Mai 2025, 12:50 

 

Just als US-Präsident Donald Trump von seiner Rundreise durch die arabischen Golfstaaten 

zurückkehrte, begann Israel an diesem Wochenende eine neuerliche Großoffensive im Gazastreifen. 

Doch dass Trumps Tour Fortschritte mit Blick auf eine friedliche Lösung für den Gazakrieg bringt, 

hatten Nahost-Experten ohnehin nicht erwartet. 

Auch nicht Amr Hamzawy, der das Middle-East-Programm des renommierten Carnegie-Thinktanks in 

Washington leitet und jüngst auf Einladung des Bruno-Kreisky-Forums in Wien bei einer von 

STANDARD-Redakteurin Gudrun Harrer moderierten Veranstaltung sprach. "Von einem Druck der USA 

auf Israel kann im Moment keine Rede sein", sagt er im STANDARD-Interview. 

STANDARD: Herr Hamzawy, der Nahostkonflikt lodert, aber Trump tourte für Businessdeals durch die 

Golfstaaten. Was sagt das über seine Nahostpolitik? 

Hamzawy: Trump ist in die Golfstaaten und nicht zu anderen Verbündeten gereist ist, weil sich dort 

gut Geschäfte machen lassen. Darum geht es Trump, so begreift er Außenpolitik: als Fördermittel 

amerikanischer Interessen. 

STANDARD: Geht es dabei wirklich nur um Business? 

Hamzawy: Keineswegs, Trump verfolgt am Golf auch ein wichtiges strategisches Ziel: Die USA wissen, 

dass die Golfstaaten sehr gute Handelsbeziehungen zu den Chinesen aufgebaut haben – und auch zu 

den Russen. Trump möchte daher die USA als Schutzmacht am arabischen Golf festigen – mit Blick 

auf die aufstrebende Rolle Chinas am Golf und die globale Konkurrenz zwischen den beiden Ländern. 

Zwar blieb der große Sicherheitspakt mit Riad aus, aber die Businessdeals hatten durchaus eine 

Sicherheitskomponente: Es werden Flugzeuge, Drohnen und KI-Chips an die Saudis, Katarer und 

Emiratis verkauft. Zudem sind die USA gerade aktiv dabei, mit den Iranern zu verhandeln, die am Golf 

die größte Sicherheitsbedrohung – insbesondere durch ihre verbündeten Milizen, etwa die Huthis im 

Jemen – darstellen, nicht Israel oder der Gazakrieg. 

STANDARD: Wie wahrscheinlich ist ein Deal mit dem Iran? Trump sagte jüngst, dass es "bald" so weit 

sein könnte. 

Hamzawy: Die Amerikaner wollen "Less for less", wie man auf Englisch sagt: also weniger Sanktionen 

für weniger Urananreicherung. Ich glaube durchaus, dass es bald zu so einem Abkommen kommen 

wird. Die Iraner haben in den vergangenen zwei Jahren eine verheerende strategische Niederlage in 

der Region einstecken müssen. Und sie brauchen den Deal angesichts der schlechten wirtschaftlichen 



Aussichten: Die Wirtschaftsleistung stagniert, die Inflationsrate galoppiert davon. Das ist aus 

Regimesicht zudem keine gute Ausgangslage für die bevorstehende Nachfolgefrage für den 

hochbetagten Revolutionsführer Ali Khamenei. 

STANDARD: Wie passt all der Prunk und Luxus, den die Golfherrscher vergangenen Woche beim 

Besuch von Trump zur Schau gestellt haben, zur bitteren Realität im Nahen Osten? 

Hamzawy: Jedes Land verfolgt seine eigenen Interessen: Saudi-Arabien, Katar und die Emirate wollen 

in erster Linie, dass die Bedrohung durch den Iran weiter eingedämmt wird. Trump reiste an den Golf, 

nachdem er sich mit Huthis über ein Ende der Angriffe auf Schiffe verständigt hatte. Ein US-Deal 

würde den Iran weiter mäßigen. Das Interesse der Golfstaaten an Gaza ist dagegen sehr begrenzt. 

STANDARD: Inwiefern? 

Hamzawy: Die Saudis haben zwar eine rote Linie gezogen: Sie werden keinen Normalisierungsvertrag 

mit Israel, wie von den USA gewünscht, ohne einen Palästinenserstaat unterzeichnen – insbesondere 

nicht, solange Krieg herrscht. Das geht nicht mit dem Bild der sunnitischen Schutzmacht einher, das 

sie genießen. Aber Riad macht proaktiv nichts, um den Konflikt in Gaza zu beenden. Saudi-Arabien ist 

mehr an Syrien interessiert, wie man an der Vermittlung des Treffens zwischen Trump und 

Regierungschef Ahmad al-Sharaa sah: Man will dort nicht das Feld der Türkei überlassen und einen 

Zerfall, wie damals im Irak nach dem Sturz Saddam Husseins, vermeiden. Und auch wenn die Katarer 

sehr wohl mehr an Gaza interessiert sind, machen auch sie ihre US-Beziehungen nicht davon 

abhängig. Anders ist das in Ägypten und Jordanien, ebenfalls zwei sehr wichtige US-Verbündete: Sie 

sind unmittelbarer betroffen und haben berechtigte Sorgen vor einer Massenevakuierung oder 

Zwangsaussiedlung der Palästinenser, die beide Staaten nie akzeptieren würden. Dass insbesondere 

Kairo bemüht ist, mittels Verhandlungen, auch mit den Israelis, den Krieg zu beenden und die 

humanitäre Lage in Gaza zu verbessern, sollte den Amerikanern klarmachen, dass auf Ägypten 

weiterhin als Friedensverbündeter Verlass ist. 

STANDARD: Wie kann man die Gaza-Strategie der Amerikaner zwischen Gerede von "Freiheitszone 

Gaza" und Waffenstillstand denn deuten? 

Hamzawy: Die Trump-Administration schwimmt diesbezüglich. Sie pocht zwar auf einen 

Waffenstillstand und humanitäre Hilfen. Die Frage ist aber, ob die USA bereit sind, Israel – das die 

Grenzen kontrolliert und gerade wieder eine Offensive begonnen hat – unter Druck zu setzen? Man 

hört zwar, dass US-Sondergesandter Steve Witkoff frustriert über seine Gespräche mit den Israelis ist, 

aber von Druck kann im Moment keine Rede sein. Die Amerikaner wollen sich nicht so recht mit Gaza 

beschäftigen. Jedenfalls hat die Trump-Administration bis dato keine strategische Entscheidung 

darüber getroffen, inwieweit sie bereit ist, sich für einen Frieden zu engagieren. Zudem sind viele 

Nahostposten im US-Außenamt noch unbesetzt. Die US-Nahostpolitik wird im Moment nur von 

Witkoff und seinen Leuten aus dem Nationalen Sicherheitsrat gemacht. Immer wenn es brenzlig wird, 

dann werden sie dort aktiv, wo einfache Erfolge zu holen sind. Gerade wird lieber mit dem Iran 

verhandelt und auf Syrien zugegangen. 

STANDARD: Sie sprechen die geplanten US-Sanktionsaufhebungen an. Was sagen Sie dazu? 

Hamzawy: Das ist ein großer Schritt. Man sollte aber abwarten, wie die Amerikaner ihn umsetzen. Ich 

gehe davon aus, dass das US-Finanzministerium die Aufhebung der Sanktionen – zum Beispiel die 

Wiederaufnahme syrischer Banken ins Swift-System – an Bedingungen knüpfen wird. Das ist auch 

richtig so. Es wäre gefährlich, wenn alles, was in den letzten Monaten in Syrien passiert ist, unter den 

Teppich gekehrt wird: Die Regierung von al-Sharaa ist bemüht, sich gemäßigt zu präsentieren. Aber in 

der Realität gibt es wenig, das auf Mäßigung deutet: Moscheen werden zunehmend von Extremisten 



kontrolliert. Es gab Massaker und Vertreibungen von Alawiten. Zudem besteht die große Gefahr, dass 

Syrien nach dem Eingreifen regionaler Akteure als "Schutzmächte für Minderheiten", etwa Israel und 

die Türkei, einem territorialen Zerfall sehr nahe kommt. Das wäre sicher nicht im Interesse der USA. 

Eine der fünf Bedingungen, die Trump an al-Sharaa für die Sanktionsaufhebungen gestellt hat, lautet 

nicht umsonst, dass er die IS-Terrormiliz im Nordosten in den Griff bekommen soll. Aber es bleibt 

fraglich, inwieweit al-Sharaa das kann und will. 

STANDARD: Zudem pocht Trump auf eine syrische Annäherung an Israel. 

Hamzawy: Das ist unwahrscheinlich. Aber wenn die Amerikaner erreichen, dass Israel seine fast 

täglichen Attacken auf syrischem Boden einstellt, dann ist schon viel gewonnen. Es ist bezeichnend, 

wie wenig die Sharaa-Regierung sich zu diesen äußert. Inzwischen kontrolliert Israel weite Gebiete im 

Süden Syriens, die es halten will – und strebt damit wohl auch keine Normalisierung an. 

STANDARD: Was ist die längerfristige Perspektive? 

Hamzawy: Wenn man aktuell auf Israel schaut, muss man feststellen, dass jede Grenzlinie im 

Moment in Flammen steht oder nicht mehr so friedlich ist, wie sie es mal war. Auch die Beziehungen 

zu Jordanien und Ägypten, mit denen Israel erfolgreiche, seit Jahrzehnten existierende 

Friedensverträge abgeschlossen hat, sind angespannt. Israel ist im Moment sicherheitspolitisch nicht 

auf einem guten Stand. Die Amerikaner werden sich also mit der Frage auseinandersetzen müssen, 

wie sie mit ihrem wichtigsten Verbündeten zu anderen Politiklösungen kommen können – und das, 

obwohl in Israel nur Rechtsaußenkräfte herrschen, die kein Interesse an Friedensmodellen oder 

friedlichen Lösungen haben. Derweil spricht Trump also lieber noch von "Riviera" und 

"Freiheitszone". 

STANDARD: Hat unter diesem Gesichtspunkt der Friedensplan der Arabischen Liga, den Sie 

befürworten, überhaupt eine Chance? 

Hamzawy: Trump hat immer gesagt: "Wenn ihr mit unseren Ideen nicht einverstanden seid, dann 

schlagt was vor." Daraufhin entwickelten Ägypten und später die Arabische Liga einen ganz konkreten 

Wiederaufbauplan: mit Phasen, konkreten Schritten und einer Finanzierung. Sogar die Hamas stimmt 

diesem zu, obwohl er ihre Entmachtung und Ersetzung durch einen unabhängigen 

Regierungsausschuss vorsieht. Doch weil die Israelis Nein sagen, wird der Plan von den Amerikanern 

ignoriert. Das Ziel einer Entwaffnung der Hamas ist zwar richtig, geht aber nicht von heute auf 

morgen. Die Hauptverbündeten von Ägypten, Jordanien und den anderen arabischen Staaten auf der 

Suche nach einer friedlichen Lösung sind die Europäer, doch leider sind auch sie sich nicht einig: Sie 

könnten sich zu finanzieller Unterstützung verpflichten und Druck auf Israel machen. Israel blockiert 

die Zulieferung humanitärer Güter und solange der Krieg anhält, kann vom Wiederaufbau keine Rede 

sein. Denn man kann so viele Hilfsgüter und Geräte an der Grenze sammeln, wie man will, wenn 

Israel nichts davon in den Gazastreifen lässt, bringt das alles nichts. (Flora Mory, 17.5.2025) 
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